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§ 53. (1) Die Verwaltungsbehörden, das Arbeitsmarktservice und die Gerichte sind verpflichtet, den 
in Vollziehung dieses Bundesgesetzes an sie ergehenden Ersuchen der Krankenversicherungsträger und 
des Hauptverbandes der österreichischen Sozialversicherungsträger im Rahmen ihrer sachlichen und 
örtlichen Zuständigkeit zu entsprechen. 

(2) Barauslagen, die der ersuchten Stelle aus der Hilfeleistung erwachsen, mit Ausnahme von 
Portokosten, sind von der ersuchenden Stelle zu erstatten. 

(3) Die Krankenversicherungsträger und der Hauptverband der österreichischen 
Sozialversicherungsträger sind berechtigt, auf automationsunterstütztem Weg Einsicht in das 
automationsunterstützt geführte Grundbuch, in das zentrale Gewerberegister und in das 
automationsunterstützt geführte Firmenbuch zu nehmen, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben nach 
diesem Bundesgesetz notwendig ist. Die Berechtigung zur Einsicht in das Grundbuch umfaßt auch die 
Einsichtnahme in das Personenverzeichnis. Die Berechtigung zur Einsicht in das Firmenbuch umfaßt 
auch die bundesweite Suche nach im Zusammenhang mit den Rechtsträgern gespeicherten Personen. 

(4) Die Abgabenbehörden haben für Personen, deren Einkommen bzw. Umsatz zur Feststellung des 
Anspruches auf Leistungen nach diesem Bundesgesetz heranzuziehen ist, im Rahmen ihres 
Wirkungsbereiches im Ermittlungsverfahren festgestellte und für die Abgabenfestsetzung bedeutsame 
Daten über Anfrage den Krankenversicherungsträgern bekanntzugeben, wenn die obgenannten Personen 
ihrer Mitwirkungspflicht im Verfahren nicht oder nicht ausreichend nachgekommen sind oder begründete 
Zweifel an der Richtigkeit der Angaben bestehen. Die abgabenrechtliche Geheimhaltungspflicht des 
§ 48a BAO ist zu beachten. 

(5) Die Finanzämter haben den Gebietskrankenkassen und den für die Gewährung des Zuschusses 
zur Teilzeitbeihilfe nach dem BSVG oder nach dem GSVG zuständigen Trägern der 
Krankenversicherung die Daten, die für diese Träger der Krankenversicherung zur Wahrnehmung der 
ihnen durch dieses Gesetz übertragenen Aufgaben eine wesentliche Voraussetzung bilden, im Wege 
automationsunterstützter Datenübermittlung mitzuteilen. 


